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"Postfordismus" und "lokaler Staat"1 2 3 4

"Postfordismus'' und "lokaler Staat" sind zunächst Kürzel für zwei 
Theoriekonzepte oder Analysevorschläge, die in letzter Zeit aus der 
marxistischen bzw. politökonomischen Stadtforschung kommen, und die 
sich gegenwärtig einer gewissen Diskussionskonjunktur erfreuen (aller­
dings vorallem in anderen europäischen Ländern als der Bundesrepublik). 
Gemeint ist zum einen die aus Großbritannien stammende "local state"- 
Debatte, zumjanderen der Regulationsansatz, der in Frankreich, Spanien, 
England u.a. che Stadt- und Regionalentwicklungsforschung bereits stark 
beeinflußt^.

Zwar ist die politische Flanke dieses Ansatzes auch in den Ländern, in 
denen bereits mehr als in der BRD damit gearbeitet wird, noch relativ un­
terentwickelt^’ Dennoch, so soll hier argumentiert werden, bietet dieser 
Ansatz Möglichkeiten, eine zentrale Frage der lokalen Politikforschung 
systematisch zu klären, nämlich die in letzter Zeit sehr kontrovers debat­
tierte Frage, ob die wirtschaftlichen und regionalen Umstrukturierungen 
seit den 70er Jahren zu einem Bedeutungsgewinn oder -Verlust der kom­
munalen Ebene geführt haben, bzw. welche Rolle diese institutioneile 
Ebene und hier neu entstehende Institutionen in diesemProzeß spielen.

Die Bedeutung und die Handlungsspielräume der kommunalen Ebene 
bzw. des lokalen Staats waren in der seit Beginn der 1970er Jahre geführ­
ten Diskussion immer umstritten (Vgl. Richard Grauhan, 1975; Claus 
Offe, 1975^). Diese Kontroverse spitzte sich in den letzten Jahren wieder 
zu, weil sowohl gesamtgesellschaftliche Umbrüche (die räumlich unter­
schiedliche Implikationen mit sich brachten und stellenweise den Hand­
lungsspielraum der Kommune arg einschränkten) als auch die Erfahrung 
unterschiedlicher Stadtregierungen (rot-grüne und "alternative" Kommu-

1) Wesentliche Teile dieses Beitrags basieren auf Arbeiten von Roland Roth, dem an dieser 
Stelle auch für seine stete Diskussionsbereitschaft gedankt sei.

2) Hierzulande beteiligen sich bspw. Thomas Krämer-Badoni, (1987), Josef Esser und 
Joachim Hirsch, (1987; 1989) sowie Detlev Ipsen (1987a; 1987b) an der Debatte.

3) Vgl. die einschlägigen Tagungen, z.B. International Conference on Regulation Theory, 
Barcelona, 1988; Cardiff Symposium on Regulation, Innovation and Spatial Develop­
ment, 1989; Pathways to Industrialization and Regional Development in the 1990s, Los 
Angeles, 1990.

4) Offe bezeichnete auch die kommunale Autonomie als Fiktion, die von zentraler Ebene 
nur aufrecht erhalten wird um eine Pufferzone zu schaffen.
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nalpolitik) die distinktive Rolle lokaler Politik erneut auf die Tagesord­
nung setzten.

Beide hier vorgestellten Theorieansätze sind in dieser Entwicklung zu 
verorten, beide reflektieren die im Prozeß sich verändernder ökonomi­
scher und gesellschaftlicher Bedingungen entstehenden Öffnungen, Wi­
dersprüche, und neuen Probleme. Beide Ansätze suchen Auswege aus den 
systemfunktionalen Sackgassen, in denen die lokale Ebene entweder als 
von zentralstaatlichen Vorgaben determiniert ("verlängerter Arm") ange­
sehen wird, oder "funktionalistisch" (über ihre in Arbeitsteilung mit der 
nationalen Ebene zu erbringenden Funktionen) erklärt wird: als Ort der 
kollektiven Konsumtion (bei Castells) oder als Ort reproduktionsorien­
tierter Interessen (bei Hesse, Fürst).

Die Grenzen dieser systemfunktionalen Annahmen werden offensichtlich, 
wenn nationale - aber auch regionale und lokale - Unterschiede sowie 
historische Unterschiede erklärt werden sollen. Aber sie wurden auch 
durch die Entwicklungen seit Mitte der 70er Jahre - Ende der Prosperi­
tätsphase, Stagnation und Krise, Umbau - offenkundig, die vermeintlich 
etablierte Rollenteilungen durcheinander brachten und den lokalen Staat 
vor z.T. gänzlich neue Aufgaben stellten.

1. Der local state-Ansatz

Der von Duncan und Goodwin und Haiford eingebrachte local state An­
satz geht vom widersprüchlichen Charakter des bürgerlichen Staats im 
Kapitalismus aus und bezieht diesen auch auf den lokalen Staat, wobei 
Staatsform und Staatshandeln als Ausdruck historisch sich verändernder 
gesellschaftlicher Beziehungen gefaßt werden. Das heißt, der Ansatz be­
zieht den Wandel der Formen staatlicher Funktionserfüllung systematisch 
in die Analyse mit ein. Es geht den Vertretern der local state Theorie v.a. 
darum, wie das jeweilige historische Verhältnis zwischen lokalen und 
überlokalen politischen Prozessen strukturiert ist. Sie fragen folglich nach 
den Bedingungen für die Eigendynamik der politischen Konflikte auf der 
lokalen Ebene, und danach, was sie mit den Bedingungen und Auswirkun­
gen des kapitalistischen Akkumulationszyklus zu tun haben.

Sie begründen die Notwendigkeit unterschiedlicher lokalstaatlicher Prakti­
ken im Rahmen der These, daß die kapitalistische Entwicklung von räum­
lichen und zeitlichen Ungleichheiten gekennzeichnet ist, weshalb jeweils 
adäquat bemessene staatliche Institutionen zur Steuerung der jeweiligen 
lokal spezifischen gesellschaftlichen Systeme nötig seien. Angesichts des 
permanenten Veränderungsdrucks des Kapitals, das danach trachtet, 
Raum und Zeit als Hindernisse der Mehrwertrealisierung zu verringern,
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müssen sie fragen, wie denn eine strukturierte, räumlich spezifische Kohä­
renz als längerfristiges Arrangement überhaupt hergestelltwerden kann. 
Die Antwort verweist auf staatliche Institutionen ("adäquat bemessene 
staatliche Institutionen zur Steuerung der jeweiligen lokal spezifischen ge­
sellschaftlichen Systeme"), die allerdings nicht als bloßer Reflex auf die 
ungleiche und ungleichzeitige Entwicklung des Kapitals konzipiert sind, 
sondern in einem komplexen Vermittlungszusammenhang von Kapital, 
bürgerlicher Gesellschaft, und Natur gesehen werden.

Da Gesellschaft und Natur räumlich konstituiert und differenziert sind, 
benötigen auch die staatlichen Systeme spezifische lokale Dimensionen. 
Das gilt sicherlich auch für die Bundesrepublik, auch wenn die Kommu­
nen, wie Häußermann ausführt, keine staatlichen Organe wie Bund und 
Länder sind. Auch wenn sie ihre Rechte nur "vom Staat" geliehen haben, 
auch wenn die Politik der Kommunen in Deutschland nie "radikal" war: 
eine Theorie des lokalen Staats ist hier genauso zu entwickeln wie in an­
dern entwickelten kapitalistischen Staaten auch.

Lokale Politikvariationen haben im Rahmen dieses Ansatzes komplexe 
Ursachen, die von lokalen Arbeitsmärkten, klassenspezifischen Bündnis­
sen und Arbeiterbewegungstraditionen bis hin zu Familienmustern und 
Geschlechtsbeziehungen reichen. Jeder einzelne Lokalstaat vermittelt 
zwischen der Sphäre der Arbeit und der Sphäre der civil society. Beide 
sind in spezifischer Weise im Raum konstituiert und gehen spezifische 
Verbindungen ein. Aus dieser Heterogenität sei die jeweilige Einzigartig­
keit - und der jeweilige Handlungsspielraum der Kommune, in den (dank 
repräsentativer Demokratie) auch die Interessen lokal verankerter Grup­
pen eingehen - zu erklären.

Im Gegensatz zu diesen englischen Vertretern des local state-Ansatzes be­
tonen die deutschen Verfechter Krätke und Schmoll (1987), daß der loka­
le Staat nicht nur gegenüber der Ökonomie und übergeordneten Ebenen 
der Staatsorganisation, sondern auch gegenüber lokalen Klassenverhält­
nissen eine relative Autonomie besitzt. Zunehmend bestimmen statt ihrer 
klassenunspezifische politische Kräfteverhältnisse auf lokaler Ebene die 
lokalen politischen Prozesse bzw. die Möglichkeiten von lokaler Gegen­
machtbildung.

Ist der local state-Ansatz bestrebt, eine systematische Begründung für lo­
kale Politikvarianz und lokale Autonomie generell bereitzustellen, so zielt 
der regulations-orientierte Ansatz eher auf die Bestimmung der historisch 
spezifischen Rolle lokal-politischer Institutionen in der Krise des Fordis­
mus, bzw. bei der Herausbildung neuer, möglicherweise post-fordistischer 
Regulationsweisen.
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Zunächst vermittelt über industriegeographische Arbeiten, die sich von 
regulationstheoretischen Analysen zur Krise des fordistischen Akkumula­
tionsregimes und zur Entstehung neuer flexibler Produktionssysteme be­
stechen ließen, gelangte der Regulationsansatz (bei manchen Autoren 
auch: "flexible specialization") in die Stadt- und Regionalforschung, wo er 
- nicht zuletzt wegen seines Fokus auf institutioneile Regelungsmodi - 
fruchtbar für die lokalpolitische Forschung sein bzw. werden kann.

2. Der Regulationsansatz

Im Gegensatz zu klassischen politökonomischen Ansätzen (wie: Grund­
rententheorie; städtische Infrastruktur; kollektive Konsumtion) findet im 
Regulationsansatz keine Privilegierung der Produktions- oder der Repro­
duktionssphäre statt. Stattdessen handelt es sich um ein Systemmodell, das 
zudem mit offenen Horizonten arbeitet.

2.1. Systemmodell

Der Ansatz richtet unsere Aufmerksamkeit auf die komplexen Beziehun­
gen, politischen Praktiken, gesellschaftlichen Normen, und kulturellen 
Formen, die es dem höchst dynamischen und instabilen kapitalistischen 
System erlauben, wenigstens phasenweise kohärent und stabil zu funktio­
nieren. Unterstellt wird also eine Periodisierung kapitalistischer Entwick­
lung, die nicht technisch oder eng ökonomisch (etwa über "lange Wellen" 
oder Basisinnovationen) überdeterminiert ist. Für ihre Bestimmung sind 
vielmehr gesellschaftliche Institutionen, soziale Bewegungen und politi­
sche Auseinandersetzungen, in denen die Bedingungen für stabile Peri­
oden gesellschaftlicher Kohärenz ausgehandelt und fixiert werden, genau­
so zentral. Regulation meint dabei die Art und Weise, in der sich ein ge­
sellschaftliches Verhältnis "trotz und wegen seines konfliktorischen und 
widersprüchlichen Charakters reproduziert" (Alain Lipietz, 1985,109).

Dabei ist die vergleichende Perspektive zentral eingebaut: unterschiedli­
che nationale Arrangements werden daraufhin untersucht, wie sie jeweils 
die ähnlichen Funktionen der Stabilitätssicherung erfüllen. Spezifische 
Akkumulationsregimes gehen also mit unterschiedlichen Ensembles von 
Regulationsformen einher, die jeweils ihren institutioneilen Beitrag zur 
Stabilität des Akkumulationsregimes erbringen - oder aber verfehlen und 
damit zur Krise beitragen^.

5) Betont muß allerdings werden, daß es sich keineswegs um eine fertige Theorie, sondern 
eher um ein Forschungsprogramm, dem sich unterschiedliche Sozialwissenschaftler, mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten, angeschlossen haben, handelt. Siehe Michel Aglietta, 
1979; Robert Boyer, 1986; Joachim Hirsch und Roland Roth, 1986; Alain Lipietz, 1987.
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Das Konzept der Regulationsweisen bezieht also intermediäre gesell­
schaftliche Ebenen (von Familien- und Wohnformen bis zu individuellen 
Wertorientierungen) in die Kohärenzanalyse von kapitalistischen Entwick­
lungsphasen ein und eröffnet damit auch Raum für die Rolle - und Verän­
derungen der Rolle - lokaler und sublokaler Institutionen und Bewe­
gungen.

2.2. Offener Horizont

Konsequenz der Betonung der Rolle der Produktionsverhältnisse und der 
Politik ist ein nicht-lineares Geschichtsverständnis. Statt notwendigen 
historischen Fortschritts stellt sich in jeder größeren Krise eine offene 
Situation, in der die Menschen neue Beziehungen und neue Kompromisse 
erproben und aushandeln - mit denen es möglicherweise gelingt, den wi­
dersprüchlichen gesellschaftlichen Beziehungen eine neue stabile Bewe­
gungsform zu geben. Geschichte ist also offen, nicht vorherbestimmt, weil 
politisches Handeln und gesellschaftliche Praktiken entscheidend dazu 
beitragen, ob gesellschaftliche Beziehungen "in Regulation" oder "in Krise" 
sind (Jane Jenson, 1989). Freilich ist Geschichte nicht völlig offen, denn 
das Gewicht der Vergangenheit, der existierenden gesellschaftlichen Be­
ziehungen und der existierenden Produktivkräfte schränkt ein, was wir tim 
können. Aber innerhalb dieser Grenzen entscheiden soziale Kämpfe und 
politische Konzepte über das Resultat der Krise.

Die Rekonstruktion historischer Phasen des Kapitalismus zielt nicht auf 
die Formulierung eines Stadiengesetzes, sondern es steht gerade die Be­
deutung nationaler Traditionen und deren Nutzung und Neubestimmung 
in veränderten Akkumulationsregimes im Zentrum der Analyse. Auch die 
gegenwärtige Auseinandersetzung um die "nachfordistische" Gesellschaft 
hat offenen Charakter. Das Aufzeigen möglicher bzw. alternativer Ent­
wicklungswege gehört daher zu den intellektuellen Ambitionen der Regu­
lationsschule. Wie die gegebenen materiellen Ressourcen alternativer ge­
nutzt, ob und wie die verschiedenen Experimente in Produktion und Re­
produktion verallgemeinerungsfähig sind oder sein könnten, ist Thema.

Aufgrund dieser Ausrichtung erlaubt der Regulationsansatz auch, der 
Auseinandersetzung mit kommunalpolitischen Alternativen und raum- 
strukturellen Veränderungen, die längst im politischen wie wissenschaftli­
chen Lager geführt wird, analytischen Tiefgang zu verleihend

6) Allerdings birgt der Ansatz für die stadtpolitische Diskussion auch Probleme, gerade 
weil in der gegenwärtigen Umbruchsituation so vieles gleichzeitig ins Rutschen geraten 
ist: insbesondere raumstrukturelle Veränderungen sind nicht nur Folge veränderter Ak­
kumulationsbedingen, sondern auch Voraussetzung und Element dieser neuen Akkumu-
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3. Räumliche Umstrukturierungen vor regulations­
theoretischem Hintergrund

Die Vorzüge des local siate-Ansatzes bei der Analyse städtischer Politik 
sind offensichtlich, wenngleich sie ihre Erklärungskraft erst in konkreten 
Fallanalysen erweisen (z.B. Fritz Schmoll, 1990). Dagegen liegen die 
Ansatzpunkte, die die Regulationsanalyse für die lokale Politikforschung 
bietet, nicht so klar auf der Hand. Im folgenden soll deshalb vor allem 
geklärt werden, wie der Regulationsansatz auf der Ebene städtischer Poli­
tik produktiv gemacht werden könnte.

Die regulationstheoretischen Analysen der letzten Prosperitätsphase, des 
Fordismus, konnten aufzeigen, weshalb dem zentralen Staat und großflä­
chigen Regulierungsmodi eine wichtige Rolle, lokalen Regelungskompe­
tenzen dagegen eine geringe Rolle zukamen. Sowohl die Regulierung des 
Binnenmarkts als auch des Verhältnisses zwischen Kapital und Arbeit wa­
ren für das fordistische Wachstumsmodell essentielle Regulierungsmodi: 
beide waren zentralstaatlich organisiert. Kommunalregierungen waren un­
tergeordnete Verwaltungen und Regionen primär administrative Einhei­
ten, denen lediglich die Aufgabe zukam, das in zentralregulierten Bahnen 
(scheinbar autonom) stattfindende Wachstum zu kanalisieren.

Diese relativ langdauernde Praxis reflektierte sich auch in den gängigen 
Theorien des lokalen Staats, die - unter dem Eindruck zunehmender Ein­
griffe des Bundes und der Länder in die kommunale Autonomie - Ergeb­
nisse lokaler politischer Prozesse als von zentralstaatlichen Vorgaben de­
terminiert sahen ("verlängerter Arm"). Was sich hier niederschlug, war die 
in den 60er Jahren einsetzende Ausweitung der Instrumente und Instan­
zen zentralstaatlicher Planung und Steuerung (Globalsteuerung, mittelfri­
stige Finanzplanung, Strukturpolitik, Zunahme zweckgebundener Finanz­
zuweisungen), die das Ziel verfolgten, die Segnungen des fordistischen 
Modernisierungsprozesses möglichst gleichmäßig zu verteilen, und das 
Gefälle zwischen prosperierenden Agglomerationen und Peripherie aus­
zugleichen.

Diese Strategien waren bemerkenswert erfolgreich, insofern sie eine Er­
höhung und Angleichung des Lebensstandards breiter Bevölkerungs­
schichten mit sich brachten. Flankiert durch wohlfahrtsstaatliche Maßnah­
men und unterstützt durch zentral koordinierte Regionalentwicklungspro­
gramme, wurde es tendenziell möglich, die standardisierten Massenkon­
sumgüter an jedem Ort, zu jeder Zeit, von jedermann/frau zu konsumie-

lationsbedingungen. Es kann in diesem Beitrag zunächst nur darumgehen, die Stärken 
des Ansatzes kenntlich zu machen, um mögliche Ansatzpunkte für die Diskussion der 
Veränderungen städtischer Politik zuliefem.
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ren. Nicht nur Verschiedenheiten der Lebensgewohnheiten, der Kulturen, 
und der Traditionen erodierten in diesem Prozeß, sondern auch die Be­
sonderheiten der Regionen und Orte wurden zusehends aufgehoben. ’’Lo­
cal economic distinctiveness, though never totally obliterated, became in- 
creasingly diluted" (Philip Cooke und Rob Imrie, 1989, 316).

Fordistische Kommunalpolitik bestand im Ausbau der städtischen Infra­
struktur. Flächensanierung und moderner Wohnungsbau prägten landauf, 
landab (nicht nur sozialdemokratische) Landes- und Kommunalpolitik. 
Durch diese Politik wurde die Zonierung des städtischen Raums vorange­
trieben, Konsumnormen angehoben, Lebensweisen standardisiert. Späte­
stens Mitte der 70er Jahre zeigten sich die sozialen und technischen Gren­
zen dieses Wachstumsmodells (vgl. Joachim Hirsch und Roland Roth, 
1986, 78ff). Die Rigiditäten der Produktionsstruktur, wachsende Folge­
kosten der Massenproduktion und des Massenkonsums, sowie die Politi­
sierung dieser Folgekosten drosselten Wachstumsraten und ließen soziale 
Konflikte und soziale Bewegungen entstehen. Mit nachlassendem Wach­
stum und schwindender Loyalität werden auch die (fordistischen) Regula­
tionsformen dysfunktional.

Es muß also nicht nur die Akkumulationsstruktur umgerüstet werden, 
sondern den flexibleren Produktionsstrukturen müssen auch entspre­
chende Regulationsformen zur Seite gestellt werden.

Die Strategien, mit denen auf die Probleme des fordistischen Produktions­
konzepts reagiert wurde, sind inzwischen breit dokumentiert (vgl. Dieter 
Läpple, 1986; Michael Storper und Bennett Harrison, 1990; Philip Cooke, 
1986). Sinnvollerweise werden solche, die die fordistischen Prinzipien ver­
tiefen^, unterschieden von solchen, die einen völlig neuen organisatori­
schen und regulativen Modus verfolgen. Neue Produktionskonzepte, die 
den Produktionsprozeß flexibilisieren und seine Funktionen durch neue 
Informationstechnologien integrieren, gehen über das tayloristische Prin­
zip hinaus**. Das Auslagern spezifischer Produktionsaktivitäten durch Sub­
contracting und ein Netzwerk von subsidiären Firmen setzen sich im Zu­
sammenhang mit den neuen Produktionskonzepten durch, denn sie er-

7) Dazu gehört die Deindustrialisierungsstrategic, die die funktionale Fragmentierung und 
räumliche Umsiedlung der Produktion auf globaler Ebene fortsetzt. Sie bedeutet nichts 
anderes als die Anwendung des tayloristischen Prinzips der funktionalen Arbeitsteilung, 
besonders der Trennung von produktiven und Tertiärfunktionen, auf den Konzern als 
ganzen.

8) Diese Technologien erlauben selbst-regulierende und selbst-kontrollierende Produkti­
onssysteme, die sich leicht an wechselnde Produktionsbedingungen, an Veränderungen 
in der Zusammensetzung der Nachfrage, und an sich ausdifferenzierende Märkte anpas­
sen können. Die Rigidität und Kodifizierung des alten Produktionskonzepts wird hier er­
setzt durch enorme Flexibilität in der Produktionsorganisation, was die Herstellung un­
terschiedlicher Produkttypen am selben Fließband in relativ kleinen Sehen ermöglicht.

37



leichtern das Umgehen mit unsicheren Nachfrage- und Angebots­
bedingungen. Sie werden durch flexible und kontingente Be­
schäftigungspolitiken komplettiert, denn Teilzeitarbeit und "selbständige" 
Subunternehmer können bei Bedarf geheuert werden, was dem Konzern 
Kosten und Risiken mindert, gleichzeitig aber auch eine völlig andere 
Strategie der Kontrolle und des Managements der Arbeitskräfte erfordert.

Beide Strategien werden seit den 70er Jahren angewendet; beide haben 
räumliche Auswirkungen, die die Regionen ungleich tangieren, und inzwi­
schen die Kommunen vor neue Anforderungen stellen*^

Während die räumlichen Wirkungen der Deindustrialisierungsstrategie ei­
nerseits in der Auslagerung standardisierbarer Produktionsfunktionen in 
die Peripherie, andererseits in der Massierung von tertiären Funktionen in 
Zentren bestehen, haben die neuen Produktionkonzepte paradoxe räumli­
che Auswirkungen: sie führen einerseits zu einer Streuung von Produk­
tionsfunktionen, die nun weniger von speziellen räumlichen Voraussetzun­
gen abhängig sind, auf globaler wie regionaler Ebene (Dezentralisierung 
in kleinere Städte und ländliche Regionen) Andererseits schuf die 
funktionale Ausdifferenzierung und Reintegration industrieller Arbeitsbe­
reiche die Notwendigkeit für bestimmte Funktionen (F&E, Marketing, 
Kundendienst etc.), sich in den "Headquarters" zu zentralisieren. Gegen­
läufig zu den Dezentralisierungstendenzen von Produktionsstätten und 
Büros verdichten sich also die in der Metropole verbleibenden Tertiär- 
und dispositiven Funktionen, Finanzmanagement, und Kontrollfunktionen 
der großen Konzerne und ihres breiter und dichter werdenden Netzes von 
produktionsorientierten Dienstleistungen.

Neben diesen indirekten haben die neuen Produktionskonzepte auch di­
rekte Agglomerationseffekte, in Form der sog. "Produktions-Cluster". 
Dieser Terminus beschreibt jene neuen Produktionskomplexe, die auf der 
Basis von just-in-time-Produktion und deshalb abhängig vom pro­
blemlosen Zugang zu infrastrukturellen Netzen und ausgeweiteten Sub­
contracting-^Verbindungen entstehen. Sie tauchen häufig an Orten auf, wo 
entweder fordistische Strukturen sich nicht voll durchgesetzt haben (und 
präfordistische oder handwerkliche Traditionen noch virulent sind) oder 
wo gründliche vorhergegangene Deindustrialisierung die Region für Neo-

9) Deindustrialisierung und neues Wachstum (sowohl auf Basis neuer Produktionstechno­
logien als auch auf Basis präfordistischer industrieller Beziehungen) existieren heute 
Seite an Seite. Auch traditionelle fordistische Industrien sind keineswegs verschwunden. 
Jedoch definieren inzwischen die flexiblen Produktionskonzepte den dynamischen Sektor 
der kapitalistischen Produktion - mit branchenübergreifenden Wirkungen. Aus- diesem 
Grund kann man von einem "neuen Akkumulationsregime" sprechen.

10) Sie nähren die Vision, daß neue Kommunikationstechnologien die Notwendigkeit ver­
dichteter Produktionsräume bald gänzlich abschaffen würden.
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Industrialisierung attraktiv gemacht hat. Für diese neuen Agglomerations­
zonen sind nicht nur die reichen und gestylten Wohngegenden um den je­
weiligen "industrial district" herum kennzeichnend, sondern auch die Zo­
nen billiger Arbeitskraft, die sowohl für den hohen Dienstleistungsbedarf 
im Konsum der einkommensstarken Belegschaft abgefragt wird, als auch 
in den Sektoren der neuen Produktionsprozesse, die in einen abgewerte­
ten oder informellen Bereich verlagert werden konnten, und wo prekäre 
und ungeschützte Arbeitsbedingungen an der Tagesordnung sind. Denn 
während im Fordismus die Homogenisierung regionaler Arbeitsmärkte 
charakteristisch war, ist der neue Wachstumsmodus eher von der regiona­
len Koexistenz unterschiedlicher Arbeitsmarktsegmente, d.h. einer Ar­
beitsmarktsegmentierung vor Ort begleitet.

Von diesen gegenwärtig zu beobachtenden Umstrukturierungen, mit de­
nen auf die Krise des Fordismus reagiert wird, sind für die Stadtpolitik 
vorallem zwei relevant:

1. Die Polarisierung in zwei unterschiedliche, aber aufeinander bezogene 
"dynamische" Wachstumssektoren, die zunehmend die klassenmäßige Zu­
sammensetzung der städtischen Bevölkerungsstruktur bestimmt.

2. Die Differenzierung und das Gefälle zwischen Städten und Regionen, 
die sich aufgrund der flexiblen Spezialisierung und der neuen Arbeitstei­
lung herausbilden^. Sie bewirken nicht nur eine neue "qualitative" Art 
interkommunaler Konkurrenz, sondern machen auch sehr spezifische lo­
kale Problemlösungskompetenzen notwendig.

Diese im Verlauf des Umbauprozesses eingesetzte Differenzierung städti­
scher Entwicklungstypen hat auch den lokalen Staat verändert - während 
gleichzeitig der Umbauprozeß insbesondere durch den lokalen Staat vor­
angetrieben wird!

4. Veränderungen von Strategien und Institutionen der 
lokalen Politik

Der Krise der fordistischen Stadtenwicklung wurde zunächst und unsyste­
matisch mit Deregulierung vormals staatlich organisierter Prozesse begeg­
net. Während sich auf nationaler Ebene Austeritätspolitiken durchsetzten, 
kamen lokal stärker marktvermittelte Prozesse zum Zuge (vgl. Hans- 
Joachim Kujath, 1988). Gleichzeitig gewann die örtliche Ebene an Be­
deutung als Ort der politischen Gestaltung von Lebenslagen.

11) Diese beiden Konsequenzen für die Entwicklung der Städte - 1. Dualisierung der Stadt 
und 2. Ausdifferenzierung und neue Konkurrenz zwischen Städten - werden in Margit 
Mayer (1990) ausführlich dargelegt.
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Unter Bedingungen verschärfter Konkurrenz zwischen Städten und 
Regionen, verstärkt durch den Rückzug der Bundesregierung aus vielen 
sozial- und gesellschaftspolitischen Bereichen, sind die lokalen und 
regionalen Ebenen der Politik mit neuen Herausforderungen konfrontiert. 
Während sie ein innovatives, wachstumsförderndes Klima bereitstellen 
sollen, müssen sie gleichzeitig neue Krisenmanagement- und 
Regulationsformen erfinden, um das neue Akkumulationsregime abzu­
stützen. Sie unternehmen Anstrengungen, das jeweilige endogene Poten­
tial zu stärken, und um Kooperationsbeziehungen zwischen öffentlichen 
und privaten Akteuren zu initiieren und zu steuern. Damit übernimmt die 
Ebene der lokalen Politik eine wichtige Rolle im längerfristigen Umbau­
prozeß, dessen Ergebnis noch nicht absehbar ist. Anknüpfend an der Per­
spektive des Regulationsansatzes ließen sich jedoch die in dieser 
"Experimentierphase" aufscheinenden neuen Funktionen, Instrumente, 
und institutionellen Arrangements daraufhin abklopfen, inwiefern sie den 
neuen Anforderungen entsprechen könnten.

In verschiedensten Politikbereichen werden institutioneile Öffnungen aus­
gemacht, neue Kooperationsformen zwischen Ressorts und mit außer­
kommunalen Akteuren beschrieben, und Mvollkommen neue” kommunale 
Aufgaben entdeckt, ohne daß der Stellenwert und die Perspektiven dieser 
"Neuerungen” jeweils klar wäre. Handelt es sich um "angebaute Baikone" 
oder entstehen tatsächlich neue Politikstrukturen? Werden Bewegungsor­
ganisationen funktionalisiert als Instrumente einer Privatisierungsstrategie 
- oder führen die Neuinstitutionalisierungen von sozialen Bewegungen 
zum Aufbrechen tradierter politischer Institutionen? Diese Fragen sind 
nur im Kontext eines umfassenderen gesellschaftstheoretischen Ansatzes 
zu klären, der es erlaubt, die sich verändernden Funktionen, Instrumenta­
rien, und institutionellen Arrangements der lokalen Ebene auf die Logik 
des neuen gesellschaftlichen Kompromisses und die Dynamik seiner Aus­
handlung zu beziehen.

4.1. Die neuen Funktionen des lokalen politischen Sy­
stems: lokal spezifische Produktions- und Reproduk­
tionsbedingungen organisieren und Investitionstätig­
keit animieren

Lag der Schwerpunkt der Funktionen lokaler Politik im Fordismus auf 
dem Vollziehen und Verwalten, Abfedern, Filtern, und Kleinarbeiten von 
zentralstaatlich gesetzter Politik, so erfordern die neuen deregulierten 
Bedingungen und die neue interregionale Konkurrenzstruktur die Ent­
wicklung eigener unternehmerischer Strategien. Da die Bedarfe und Er­
wartungen der Wachstumsfirmen nicht nur um angemessen ausgewiesene
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und entwickelte Flächen kreisen, sondern immer mehr auch spezifische 
Wohn- und Freizeitbedürfnisse ihrer gehobenen Angestellten, die kul­
turelle und gebaute Umgebung insgesamt, oder die Nähe zu wissenschaft­
lichen Forschungsinstitutionen betreffen, ist Stadtplanung mit der Auf­
gabe konfrontiert, einen komplexen Set von Bedingungen bereit zu stellen, 
die jeweils die Sorte Symbiose ermöglichen, die die "Firmen der Zukunft" 
brauchen. Diese Konstellation von Bedingungen kann weder von zentral­
staatlicher Politik noch von den Firmen selbst organisiert bzw. hergestellt 
werden.

Folglich gehen sowohl auf Landes- als auch kommunaler Ebene die Wirt­
schaftsentwicklungsstrategien zunehmend über die traditionellen Formen 
der Ansiedlungspolitik (mittels finanzieller und steuerlicher Anreize, In­
frastrukturverbesserungen oder entsprechenden Flächennutzungsplänen) 
hinaus. Wichtig für die "dynamische Bestandspflege" wie für Unterneh­
mensneugründungen ist ein "positives Geschäftsklima", das sich nicht all­
ein nach den traditionellen quantitativen Indikatoren bemißt, sondern als 
Summe der Faktoren darstellt, die die Bedingungen für unternehmerische 
Aktivitäten bestimmen, inklusive solcher, die die Lebensqualität beeinflus­
sen. Die "Lebensqualität" des Ortes wird zunehmend ein entscheidender 
Faktor in diesen Kalkulationen, so daß in manchen Regionen umweltscho­
nende Maßnahmen bereits eher als ökonomischer Aktivposten angesehen 
werden (um bestimmte Firmen und ihre Mitarbeiter zu halten) denn als 
Profitminderung.

Statt mit Steuererleichterungen und niedrigen Löhnen um Investoren zu 
werben, beinhalten die neuen kommunalen Wirtschaftsförderprogramme 
nun Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Beschäftigungsinitiativen, und Um­
schulungsprogramme - sowie Maßnahmen, die auf das Ambiente der 
Stadt zielen. Mit diesen Strategien entstehen - quer zur klassischen 
Funktionsaufteilung der kommunalstaatlichen Behörden - Handlungsfel­
der der Kommunen, in denen sozialpolitische Maßnahmen mit arbeits­
marktbezogenen kombiniert werden, in denen Kulturpolitik als Element 
der Wirtschaftspolitik eingesetzt wird, in denen Initiativen aus dem 
Bewegungssektor als Teil von Beschäftigungspolitik gefördert werden. 
Diese Sorte "und"-Politiken (Arbeit und Sozial-, Arbeit und Umwelt-, Ar­
beit und Kulturpolitik) sind der Versuch, die neue Aufgabe der Initiierung 
und Stimulierung privater Kapitalakkumulation auf lokaler Ebene unter 
Einbeziehung aller relevanten Akteure und in möglichst abgestimmtem 
Vorgehen zu organisieren.

Je nach Verortung der lokalen Qualitäten im Rahmen der neuen interna­
tionalen Arbeitsteilung wird diese städtische Rolle der Stimulierung 
privater Kapitalakkumulation unterschiedliche Formen annehmen. Je 
nach historisch gewachsenen Strukturen werden ihr dabei mehr oder we­
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niger hinderliche Barrieren im Wege stehen. Aber selbst in der Bundesre­
publik Deutschland, wo Wirtschaftsförderung traditionell in etatistisch-ju- 
ristischer Form und Daseinsvorsorge als hoheitliche Tätigkeit organisiert 
sind^, werden Umwandlungsprozesse erkennbar in der Form, daß ren- 
tierliche Bereiche privatisiert werden. Ob für Kultur, ÖPNV, Flughäfen, 
Messen, Risikokapitalgesellschaften, Technologiezentren, Parkplätze oder 
Abfallwirtschaft: die Form der GmbH ermöglicht jeweils eine flexiblere 
Organisations- und Arbeitsform als im Rahmen des öffentlichen Dienst­
rechts machbar. Die in den letzten Jahren beobachtbare Inflation solcher 
GmbHs, deren wirtschaftliche Tätigkeit ungeheure Bedeutung für die 
Kommune hat, schafft jedoch neue Herausforderungen der Koordination 
von Gremien unterschiedlicher juristischer Form auf kommunaler Ebene, 
die zum Experimentieren mit allerlei neuen (und alten!) Instrumentarien 
und institutionellen Arrangements führen (siehe Abschnitt 4.2. sowie den 
Beitrag von Ganseforth/Jüttner in diesem Band).

Die über das neue Akkumulationsregime vermittelte regionale Konkur­
renz auf internationaler Ebene herrscht den Lokalstaaten überall eine 
aktive Koordinations- und Steuerungsleistung auf, die nur in flexibler Zu­
sammenarbeit mit den die jeweiligen lokalen Interessen repräsentie­
renden Gremien zu erbringen ist. Für die konkrete Ausgestaltung dieses 
Städtischen Managements” sind natürlich die jeweiligen lokalen Problem­
lagen entscheidend. So werden Kommunalregierungen in sog. ”neuen In­
dustriedistrikten” der Abhängigkeit der neuen Firmen von Vernetzungen 
untereinander, mit Universitäten und Forschungsinstituten, und ihrem Be­
darf an neuen Dienstleistungen entgegenkommen müssen, während der 
Lokalstaat an Orten, die von Betriebsschließungen bedroht oder betroffen 
sind, eher mit Kompensations- und Umschulungsprogrammen für entlas­
sene Arbeiterinnen, mit Beschäftigungsgesellschaften und Beratungsange­
boten für die Firmen intervenieren muß. In jedem Fall sind die Vorausset­
zungen des jeweiligen Produktions- und Reproduktionsprozesses weder 
vom (überlokalen) Kapital noch vom zentralen Staat organisierbar oder 
koordinierbar. Während vormals der Kommune die Bereitstellung der so­
zialen und technischen Infrastruktur ”in Auftragsverwaltung” zukam, wo­
bei die qualitativen Entscheidungen auf höherer Ebene getroffen wurden, 
stellt sich die Bereitstellung der Produktions- und Reproduktionsbedin­
gungen seit der Krise des fordistischen Wachstumsmodells komplexer dar.

Ob es sich um Arbeitsmarktbedingungen oder andere spezifische Voraus­
setzungen für den jeweiligen Produktionsprozeß (Nähe zu Dienstleistun­
gen und Forschungseinrichtungen, angemessen ausgewiesene Flächen,

12) So blockieren bspw. gemeinnützige Unternehmen in ihrer kommunal-fordistischen 
Struktur, mit langfristigem Versorgungsvertrag, die Entwicklung zu flexibleren Formen 
städtischer Unternehmen und zu engeren Verflechtungen mit dem privaten Sektor.
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entsprechende Wohnungen etc.) handelt, oder ob es die reproduktiven 
Bedingungen, die den Freizeit- und Kulturansprüchen der einkommens­
starken Angestellten entsprechen müssen, sind: in jedem Fall kann nur 
der Lokalstaat diese Voraussetzungen koordinieren. Aufgrund der Struk­
tur der inzwischen zunehmend segmentierten Arbeitsmärkte, geschieht 
die lokalspezifische Vermittlung der Nachfrage nach und des Angebots an 
Arbeitskräften nicht spontan, noch kann sie auf zentraler Ebene organi- 
sert werden. Sowohl wegen des wachsenden Anteils von Subcontracting, 
"freien” sowie Teilzeit- und Fristarbeitsverhältnissen, als auch wegen der 
spezifischen Qualifikationsprofile, die die Wachstumsbranchen benötigen, 
müssen die lokalen Arbeitsmärkte als Anpassungs- und Vermittlungsme­
chanismen funktionieren. Mit diversen (Umschulungs-, Ausbildungs-, 
Weiterbildungs- und 2Arbeitsmarkt-)Programmen versuchen die lokalen 
Verwaltungen, ihre Arbeitsmärkte den jeweiligen Anforderungen anzu­
passen. Diese "jeweiligen Anforderungen" sind zunehmend vielfältig und 
unterschiedlich, denn in der neuen Konkurrenz der Städte und Regionen 
sucht jede, ihr eigenes Profil zu entwickeln, werden qualitative 
Differenzen markiert. Dabei hängt die jeweilige Symbiose von (Produk­
tions- und Reproduktions-)Bedingungen von den gegebenen Ressourcen 
und der Art der Produktionskomplexe ab, die sich an diesem Ort schon 
angesiedelt hatten bzw. von denen erwartet werden kann, daß sie dort 
"gedeihen" werden. So haben die räumlichen Auswirkungen der Strate­
gien, mit denen die Dilemmas des Fordismus überwunden werden sollten 
(Auslagerung von Routine-Fertigungsprozessen, De- und Rezentra- 
lisierung usw.), zusammen mit kontingenten historischen und politischen 
Entscheidungen zur Ansiedlung von Rüstungsindustrie in München (und 
nicht in Frankfurt), zur Entwicklung von Gentechnologie an einem Ort 
und von Mikroelektronik an einem andern, zur Anwendung neuer Stoffe 
oder Produktionsverfahren in bestimmten lokalen Industrien, und von 
Tertiärsektor-Aktivitäten in bestimmten städtischen Zentren geführt. 
Diese Mannigfaltigkeit konkreter Bedingungen hat zu einer Dezentralisie­
rung akkumulationsbezogener Entscheidungen geführt (wobei freilich 
manche Regionen und Städte privilegierter sind als andere). Örtliche Ein­
maligkeit bedeutet demnach auch lokalisierte Problemkonstallationen. 
Hierin liegt die materielle Basis für die Aufwertung der lokalen Ebene 
und die Voraussetzung einer gewissen lokalen Autonomie begründet.

Die These von der eingeschränkten oder gar illusorischen Autonomie der 
Kommune unterstellt dagegen implizit die uneingeschränkte Macht des 
Kapitals und die (wenn auch von widersprüchlichen Zwängen bestimmte) 
Macht des Zentralstaats.

Was der Regulationsansatz dagegen erlaubt, ist, auch die spezifischen 
Constraints für die Akkumulation des Kapitals in verschiedenen Phasen zu
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benennen, sowie die Rolle der regulierenden Institutionen und Instrumen­
tarien auf den verschiedenen staatlichen Ebenen zu beleuchten. Die Ana­
lyse des fordistischen und post-fordistischen Akkumulationsmodells und 
Regulationsmodus legt nahe, daß das Kapital sich keineswegs unbe­
schränkt mobil auf einer Orte-Hierarchie nach Belieben auf- und abbewe­
gen kann, sondern (wenn die Möglichkeiten der fordistischen Akkumula­
tion erschöpft sind, und Wachstum eher auf der Basis von flexibler Spezia­
lisierung produziert wird) davon abhängig ist, welches Produktions- und 
Dienstleistungsprofil und welche Art Infrastruktur und Umgebung bereits 
existieren, und in zweiter Linie von der Effizienz, mit der lokale 
Regierung und Partnerschaften die besondere Symbiose lokaler Voraus­
setzungen bereitstellen können. Mit diesen qualitativ zu erbringenden 
Funktionen wächst die Bedeutung der lokalen Ebene und erweitert sich 
die Bedeutung von lokaler Wirtschaftsförderungspolitk (manche Autoren 
sprechen sogar von HIndustriepolitikM, vgl. Harvey Goldstein und Edward 
Bergmann, 1986) sie schließt Dimensionen der Qualifikationen, Innova­
tionen, Finanzierung und Beratung bis hin zur Sozial- und Kulturpolitik 
ein.

4.2. Instrumentarien und institutioneile Arrangements

Wenn derart die neuen Funktionen der lokalen Ebene definiert sind, kön­
nen auch die beobachtbaren oder sich herausbildenden Instrumentarien 
und institutioneilen Arrangements auf lokaler Ebene mit präziseren Fra­
gestellungen untersucht werden und stellt sich schließlich, und wichtig­
stem für die zukünftige Forschung, die Frage danach, wie lokale Initiati­
ven und soziale Bewegungen, denen auch - und zwar notwendigerweise - 
Platz eingeräumt wird in diesen lokalen Partnerschaften, diesen Platz nut­
zen können, um möglichst menschen- und naturverträgliche Formen eines 
postfordistischen Kompromisses durchzusetzen.

Zunächst geht es um den Stellenwert und die Perspektiven der neuen Ver­
fahren, Mechanismen, und Repertoires, die erprobt werden, und die neu­
en Formen von Verwaltungshandeln, die auf Landes- wie auf kommunaler 
Ebene entstehen, mit denen die politische ’Maßanfertigung’ von spezi­
fischen Voraussetzungen bewerkstelligt werden soll.

Wirtschaftsentwicklung ist nicht mehr Angelegenheit einer Behörde. Die 
institutioneile Kompetenz für Wirtschaftspolitik wird nicht mehr exklusiv 
einer der klassisch segmentierten Behörden anvertraut, sondern ein Set 
institutioneller Arrangements wird entwickelt, das zahlreiche Organisatio­
nen des öffentlichen und privaten Sektors und auf unterschiedlichen Ebe­
nen der Verwaltung umfaßt. Das betrifft (auf Landesebene) staatliche Be­
hörden und Institutionen, deren Aufgaben bislang keine signifikante wirt­
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schaftliche Relevanz zu haben schienen (wie Bildungs- oder Verkehrsmi­
nisterien, Universitäten), quasiöffentliche Körperschaften (wie z.B. Flug­
hafen-Gesellschaften) ebenso wie neu geschaffene quasiöffentliche Orga­
nisationen mit speziellen wirtschaftlich relevanten Aufträgen wie: Bereit­
stellung von Risikokapital, Unternehmensgründungsförderung, Exportför­
derung, oder Unterstützung von Wissenschaft und Technologieentwick­
lung. Und schließlich beinhaltet es Behörden und Gremien ("runde Ti­
sche"), die die verschiedenen für die wirtschaftliche Entwicklung relevan­
ten Maßnahmen und Gremien koordinieren und integrieren sollen: beim 
Ministerpräsidenten angelagerte Büros für Wirtschaftsentwicklung genau­
so wie Verbandslösungen auf regionaler Ebene. Um die Kooperation mit 
dem privaten Sektor zu routinisieren, werden regelmäßige politikformulie­
rende Treffen mit Industrieverbänden, Kammern und z.T. Gewerkschaf­
ten etabliert. Einige der quasiöffentlichen Gesellschaften (Messe- und 
Hafen-GmbHs beispielsweise) werden mit relativ weitreichenden Kompe­
tenzen ausgestattet, während andere (Umland- und Kommunalverbände) 
noch an mangelnden Durchführungskompetenzen leiden.

Auch subsidiäre Organisationen wie z.B. neue Träger in der Sozial- und 
Stadterneuerungspolitik (Stadtteilentwicklungsgesellschaften) werden in 
die Politikformulierung und -implementierung einbezogen. Während Sub- 
sidiärität sich früher nur auf die Wohlfahrtsverbände bezog, treten unter 
der "neuen Subsidiarität" Selbsthilfegruppen, Frauenhäuser, und Jugend­
zentren hinzu. Auch die Ausführung einer Reihe von bislang kommunal­
staatlich erbrachten Funktionen wird an andere - privatwirtschaftlich wie 
gemeinnützig organisierte - Träger delegiert.

Diese Instrumentarien und Arrangements, die dem lokalen Staat dazu 
verhelfen sollen, durch aktive Steuerung politische Entscheidungen zu or­
ganisieren und durch Institutionen der 3. Generation ("zwischen Staat und 
Markt") mit relevanten Akteuren zu koordinieren, setzen sich in der 
gegenwärtigen Experimentierphase freilich nur stückweise und allmählich 
durch. Vor allem neue administrative Strukturen setzen sich in der Bun­
desrepublik Deutschland (aufgrund der Tradition der Hoheitsverwaltung 
und wegen der prinzipiellen Trägheit institutioneller Strukturen) nur müh­
sam durch. Bislang konnten erst in einer Handvoll Städten integrierte Äm ­
ter für Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung installiert werden. Aber 
der Erfolg von "und-Politiken" angesichts neuer Problemlagen hängt nicht 
notwendig von der Etablierung tatsächlich integrierter Ämter ab.

Die wichtigsten neuen Handlungsfelder, die in bundesrepublikanischen 
Kommunen quer zur klassischen Funktionsaufteilung der kommunalen 
Behörden entstehen, beziehen sich auf die Schaffung von 2. Arbeitsmärk­
ten, die Förderung von Selbsthilfeprojekten, die Gründung von Beschäfti­
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gungsgesellschaften und von Vermittlungs- und Beratungsagenturen, so­
wie die Einrichtung von Gründer- und Technologieparks. Sie lassen sich 
vordergründig unterscheiden in "harte" Bereiche der technologischen Mo­
dernisierung und Wirtschaftsförderung, wo die an den neuen Verhand­
lungsgremien zu beteiligenden Akteure Industrie- und Handelskammern, 
große Unternehmen, Banken, Hochschulen und - ja nach Kräfteverhältnis 
- Gewerkschaften und Betriebsräte sind ("Gremien erster Ordnung"); und 
"weiche" Bereiche, in denen Wohlfahrtsverbände, Kirchen, Gewerkschaf­
ten und Initiativen an der Entwicklung und Durchführung von Program­
men in den neuen sozialen Konfliktbereichen beteiligt werden ("Gremien 
zweiter Ordnung"). Allerdings illustrieren Probleme wie die Langzeitar­
beitslosigkeit und Handlungsfelder wie die lokale Beschäftigungspolitik, 
daß die Grenzen zwischen diesen Bereichen keineswegs eindeutig sondern 
fließend sind. Das Wachstum, das durch Technologiezentren und ange­
botsbezogene Wirtschaftsförderung induziert wird, löst keineswegs die 
Probleme struktureller Langzeitarbeitslosigkeit, noch die der Alten, 
Schwachen, Ausländer und Berufsrückkehrer. Im Gegenteil, das neue Ak­
kumulationsregime bringt polarisierte Beschäftigungsstrukturen und lokal 
segmentierte Arbeitsmärkte notwendig mit sich. Langzeitarbeitslosigkeit, 
sowie Substandard- und Sonderarbeitsmärkte werden strukturelle Ele­
mente des "Beschäftigungs"profils. Langzeitarbeitslosigkeit kann deshalb 
auch nicht länger als rein sozialpolitisches Problem, mit pädagogisch-the­
rapeutischen Instrumenten behandelt werden. Der kommunalen Beschäf­
tigungspolitik kommt deshalb nicht nur bei der Koordinierung des lokal 
spezifischen Arbeitsmarkts eine ausschlaggebende Rolle zu, sondern auch 
für die Abfederung sozialer Marginalisierungsprobleme, und bei der 
Schaffung lokaler Sonderarbeitsmärkte. Für diese Funktionen ist der Bei­
trag und die Kreativität von Stadtteilorganisationen und Initiativen beson­
ders wichtig.

Die politikwissenschaftliche Forschung beobachtet, daß die sich in diesen 
"harten" und "weichen" Bereichen herausbildenden neuen Kooperations­
und Verhandlungsformen zwischen kommunaler Politik und organisierten 
Interessen von anderen Prinzipien geleitet sind als die Reformpolitiken 
der 1970er Jahre: Institutionen und Organisationen, staatliche wie gesell­
schaftliche, seien nunmehr "für externe Zwecke nur dann zu instrumenta­
lisieren, wenn man ihre jeweilige Eigenart und ihre besonderen Funk­
tionsbedingungen respektiert" (Fritz W. Scharpf, 1987,119). Der Versuch, 
die Kooperation zwischen verschiedenen Politikfeldern mit Hilfe dieser 
(höchst unterschiedlichen) neuen Gremien zustandezubringen, könne 
nicht der Logik der "Reform von oben" folgen, sondern dient "(der) Orga­
nisation von Interaktionsprozessen zur Konsensfindung und Akzeptanz­
gewinnung, und (der) Organisation der Kompetenz- und Ressourcenbe­
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reitstellung, um kollektives Handeln materiell zu ermöglichen” (Jens J. 
Hesse, 1987, 72).

Freilich entwickelt sich die Einsicht, daß auf lokaler Ebene konsente Ent­
wicklungskonzepte angelegt werden müssen und daß dazu institutionelle 
Arrangements geschaffen werden müssen, die traditionellen Verwaltungs­
strukturen widersprechen, nicht naturwüchsig. Den bei kommunalen Ak­
teuren vorhandenen Barrieren gegenüber solchen Öffnungen sucht eine 
staatliche Politik auf Landes-, Bundes-, sowie EG-Ebene dadurch entge­
genzuwirken, daß öffentliche Mittel für Wirtschaftsförderung (besonders: 
Transferstellen, Fördermittelberater, Technologieberater) nur bereit­
gestellt werden, wenn die Kommune bzw. Region Formen der Zusam­
menarbeit zwischen den relevanten Akteuren konsent geklärt hat. Die Er­
höhung des Handlungspotentials der regionalen und lokalen Ebene, die 
für die Durchsetzung des flexiblen Akkumulationsregimes notwendig ist, 
wird also durch staatliche Politik von oben angestiftet, die eine dezentrale 
Eigenentwicklung befördert. Das "Subjekt” dieser Eigenentwicklung auf 
lokaler Ebene ist keineswegs nur die (Gebietskörperschaft) Kommune. 
Vielmehr ist das System lokaler/regionaler Politik erweitert um Umland­
verbände, intermediäre Institutionen, und "runde Tische" (wie z.B. perio­
dische Arbeitsmarktkonferenzen oder "Sozialtische"), in denen die jeweili­
gen Interessen der regional relevanten Akteure abgestimmt werden. Für 
keine dieser Gremien hat sich eine "typische" Organisationsform heraus­
gebildet, sondern sie sind jeweils von den historischen und politischen 
Vorbedingungen abhängig. Umland- und Kommunalverbände bspw. wid­
men sich jeweils den übergreifenden Themen der Verdichtungsregion 
(wie: Entsorgung, Flächeninanspruchnahme, Landesplanung, ÖPNV, 
Wirtschaftsförderung), aber sie haben recht unterschiedliche (meist mini­
male) gesetzliche Kompetenzen und ihre Arbeits- und Organisationsweise 
ist abhängig von den jeweiligen Problemlagen. Das hier zur Anwendung 
kommende Zweckverbandsrecht stammt aus der Zeit des Nationalsozia­
lismus, erst allmählich entstehen Ansätze, ein neues Gesetz zur Regelung 
von öffentlich-privater Zusammenarbeit auf dieser Ebene zu schaffen.

Durch die Praxis der Umlandverbände wie die anderer zum Zwecke der 
Koordination geschaffenen Gremien funktionaler Repräsentation (Wei­
terbildungsverbünde, Tr ansferst eilen etc.) entstehen jedoch bereits, ver­
mittelt über ihre jeweiligen Beiräte, Kommunikationsstrukturen zwischen 
Industrie, Gewerkschaften, und Gebietskörperschaften. Während in der 
Wirtschaftsförderung die "konzertierte Aktion" (neben Arbeitsverwaltung, 
Gebietskörperschaft, transferrelevanten regionalen Forschungseinrichtun­
gen) vor allem auf die Interessenorganisationen der regional ansässigen 
Betriebe und deren Arbeitnehmer angewiesen ist, denn sie verfügen über 
die genaue Kenntnis der betrieblichen und regionalen Engpässe sowie Po­
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tentiale, ist die Stadtsanierung oder die Beschäftigungs/Sozialpoiitik auf 
Initiativen im Stadtteil, in der Gesundheits-, Frauen-, Drogen-, oder Aus­
länderpolitik angewiesen. Selbsthilfe-Gruppen und Stadtteilorganisationen 
werden schon seit längerem von den Kommunen auf ihre Nützlichkeit im 
Umgang mit Dauerarbeitslosigkeit und Marginaliserungsproblemen ge­
prüft. Sie erfüllen sehr vielschichtige und widersprüchliche Funktionen, 
die zwar breit debattiert werden, aber in ihrem Stellenwert noch sehr um­
stritten bleiben. Betrachtet man die Initiativen (wie der Korporatismus- 
Ansatz) primär unter der Perspektive ihrer Inkorporierung, so sind sie 
nichts anderes als nützliche Idioten bei der Durchsetzung einer Moderni­
sierungspolitik. Knüpft man dagegen am Regulationsansatz an, rücken sie 
eher die Frage nach neuen Politikstrukturen und Regulationsmodi ins 
Zentrum.

Einerseits werden mit Hilfe der neuen intermediären Organisationen lo­
kale, konkrete Verbesserungen erzielt, die in vielerlei Hinsicht besser sind 
als vom Staat oder Kapital bereitgestellte Möglichkeiten. Zugleich werden 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen, die durch traditionelle sozialstaatli­
che Integrationsmaßnahmen nicht erreichbar sind, zur Partizipation ani­
miert. In dieser Kooperation bilden sich, drittens, manche Kollektive, Be­
ratungsinstitutionen oder Stadtteilentwicklungsgesellschaften zu Arbeits­
vermittlern neuen Typs heraus, die gleichzeitig mit der Bearbeitung sozia­
ler oder ökologischer Probleme auch billige Arbeitskräfte über kommuna­
le zweite Arbeitsmarkt-Gelder vermitteln, und sich selbst im Management 
der neuen parastaatlichen Organisationen professionalisieren.

5. Schlußfolgerungen

In der Tat steigt die Bedeutung der lokalen Ebene im Übergang zu einem 
"post-fordistischen" Wachstumsmodell. Akkumulationsbezogene Entschei­
dungen werden auf die lokale/regionale Ebene verlagert, und Modi zur 
Regulierung der neuen Segmentierungen und Polarisierungen müssen je 
nach lokalen Problemlagen entwickelt werden. Das lokale System adap­
tiert sich durch Erweiterungen sowie institutionelle Arrangements zur 
Bündelung von Einzelpolitiken. Alte, verharschte Politikstrukturen bre­
chen dabei auf, während neue, "korporatistische" Kooperationsgremien 
eine Gratwanderung zwischen Abschottung und Einbeziehung bislang 
höchst unsystematisch berücksichtigter Gruppen versuchen. Ihre Ange­
wiesenheit auf die jeweiligen Akteure mit lokalen Kenntnissen und 
"Know-how" erstreckt sich nicht nur auf Investoren und Betriebe, Kam­
mern und Verbände, sondern auch - und dies gilt nicht nur für die Gre­
mien "zweiter Ordnung" - auf lokale Netzwerke und Selbsthilfemobilisie­
rungspotentiale. Sowohl die in einer Reihe von Verdichtungsräumen
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praktizierte Verbandslösung als auch die Einbeziehung einer Vielzahl 
subsidiärer Organisationen in die lokale Beschäftigungs-, Arbeitsmarkt- 
Aind Sozialpolitik dokumentieren eine reale Aufwertung und Veränderung 
des lokalpolitischen Systems.

Die kritische sozialwissenschaftliche Forschung verweist mit der Frage 
nach der demokratietheoretischen Legitimation dieser neuen Verhand­
lungsgremien nicht unbedingt auf das zur Klärung lokaler politischer 
Handlungsspielräume wichtigste Problem. Auch elektoral vermittelte For­
men der Repräsentation und pluralistisch organisierte Verhandlungs- und 
Politikstrukturen haben einen eingebauten strukturellen Bias. Die neuen 
Verhandlungsgremien erlauben im Prinzip, und praktizieren auch gele­
gentlich, direkte Formen von Bürgerbeteiligung, die über gehabte Partizi­
pationskanäle hinausweisen. Das "Neue” besteht eher darin, daß sich die 
Formen der gesellschaftlichen Kompromiß-Organisation in dieser Phase 
zu ändern scheinen. War sie im fordistischen Regulationsmodell über den 
zentral organisierten Wohlfahrtsstaat, die sozialdemokratische Partei und 
(starke) Gewerkschaften vermittelt, so bringen die Flexibilisierungs- und 
Privatisierungstendenzen des neuen Wachstumsmodells ein neues Regula­
tionsmodell mit sich, dessen Konturen jetzt noch nicht systematisch be­
schreibbar sind. Mit Sicherheit wird auch hier ein struktureller Bias einge­
baut sein; in kapitalistischen Gesellschaften wird es sozusagen immer ein 
demokratietheoretisches Defizit geben. Das soll uns jedoch nicht daran 
hindern, zu analysieren, woher soziale und kapitalismuskritische Bewe­
gungen ihren "Schwung” nehmen können und in welchem Terrain sie sich 
organisieren und artikulieren müssen. Sie können ihren Schwung nicht 
mehr aus den Homogenisierungstendenzen des Fordismus beziehen, 
sondern müssen der realen Situation von Heterogenisierung und 
Partikularisierung Rechnung tragen. Um die Möglichkeiten zu 
bestimmen, die die neuen Bedingungen bieten, müssen wir die Logik des 
neuen gesellschaftlichen Kompromisses und die Dynamik seiner Aus­
handlung kennen. Wir müssen das neue Terrain kennen, damit das Pfund, 
mit dem die sozialen Bewegungen wuchern müssen, wirkungsvoll 
eingesetzt werden kann - trotz der starken Tendenz, Bewegungen zu 
Verhandlungspartnern zu institutionalisieren. Hierin läge letztendlich der 
Beitrag, den eine Zuspitzung des Regulationsansatzes für die Ebene lo­
kaler Politik haben könnte.

Wie eingangs erwähnt, handelt es sich beim Regulationsansatz bislang 
eher um ein Forschungsprogramm, und dies gilt insbesondere für die 
Analyse staatlicher und lokalstaatlicher Prozesse. Dieser Beitrag konnte 
höchstens aufzeigen, inwiefern eine Interpretation aktueller lokalpoliti­
scher Veränderungen im Rahmen dieses gesellschaftstheoretischen Ansat­
zes produktiv werden könnte. Zukünftiger Forschung in dieser Per­
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spektive bleibt es Vorbehalten, die Rolle des lokalen Staats bei der Durch­
setzung eines post-fordistischen Regulationsmodells zu klären, die Rolle 
der neuen Institutionen, der neuen Kompromisse genau zu untersuchen, 
präzise nationalstaatliche Analysen und Ländervergleiche anzulegen, so­
wie alternative Szenarios im Rahmen der neuen Constraints zu entwic­
keln.
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